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Die Europäische Union (EU) dient Teilen der Regionalismus- und Integrationsfor-
schung immer noch als wichtiges Idealbild. Die zunehmende Integration ihrer Mit-
gliedsstaaten und die demokratische Agenda der Europäischen Union haben den Blick 
auch auf andere Regionalorganisationen geprägt. Dieser Beitrag untersucht die zent-
ralasiatische Regionalorganisation Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit 
(SCO). Einerseits gibt es bisher nur wenige empirische Untersuchungen zu dieser Re-
gion und dieser Organisation. Andererseits ist die SCO ein intergouvernementaler Zu-
sammenschluss autoritärer Regime und entspricht damit nicht dem oben genannten 
Idealbild. Der Beitrag zeigt, wie die Mitgliedsstaaten der SCO diese Regionalorganisa-
tion nutzen, um ihr Handeln und ihre Regime nach innen und nach außen zu legitimie-
ren. Durch dieses Vorgehen schaffen es die Mitglieder der SCO, eine Gegenöffentlich-
keit zur westlich geprägten Internationalen Gemeinschaft aufzubauen und ihre eigenen 
Regime zu stabilisieren. 
  
   
Vorwort / Foreword 
Tanja A. Börzel 
 
Dieses Berliner Arbeitspapier zur Europäischen Integration ist eines von dreien, die  
auf der Grundlage von herausragenden Projektkurs-Arbeiten zum Governance-
Transfer von Regionalorganisation entstanden sind. Der Projektkurs „Governance 
Transfer by Regional Organizations“ fand im Wintersemester 2011/2012 und im Som-
mersemester 2012 unter  der Leitung von Tanja A. Börzel und Vera van Hüllen am 
Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaft statt. Unter Rückgriff auf den gemeinsam ent-
wickelten konzeptionellen Rahmen leisten Maria Haimerl (Golf-Kooperationsrat), Se-
bastian Schneider (Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit) und Lena Wegener 
(Mercosur)  einen Beitrag zur Vergleichenden Regionalismusforschung. Diese For-
schungsagenda hat in den letzten Jahren auch im Umfeld des Jean Monnet Lehrstuhls 
und der Arbeitsstelle Europäische Integration an Bedeutung gewonnen und weist mit 
ihrem vergleichenden Blick auf regionale Integration weltweit über unsere Erfahrungen 
mit Europa und der Europäischen Union hinaus. Die drei Arbeiten beleuchten aus un-
terschiedlicher Perspektive, inwieweit Standardsetzung im Bereich von (Good) 
Governance auf regionaler Ebene von den Mitgliedstaaten zur Legitimierung ihrer (au-
toritären) Regime oder auch der Regionalorganisation selbst eingesetzt wird. 
 
This is one of three Berlin Working Papers on European Integration that are based on 
excellent term papers investigating governance transfer by regional organizations. Ma-
ria Haimerl (Gulf Cooperation Council), Sebastian Schneider (Shanghai Cooperation 
Organization), and Lena Wegener (Mercosur) conducted their research during a one-
year course at the Otto Suhr Institute for Political Science under the supervision of Tan-
ja A. Börzel and Vera van Hüllen. Drawing on a jointly developed analytical framework, 
they all contribute to the current research agenda of comparative regionalism which 
has gained prominence over the past few years. It has also taken root in the context of 
the Jean Monnet Chair and the Centre for European Integration, challenging students 
of regional integration to go beyond our experiences with Europe and the European 
Union. The three papers investigate in how far member states use the reference to 
(good) governance standards at the regional level as a strategy of legitimation for their 
(authoritarian) regimes or the regional organizations themselves. 
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1. Einleitung 
 
In den 50er und 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts nahmen die Vorgängeror-
ganisationen der heutigen EU konkretere Formen an und gewannen, geopolitisch wie 
auch im wissenschaftlichen Diskurs, an Bedeutung. Große Teile der Regionalismus- 
und Integrationsforschung gehen auf diese Entwicklung und die damit verbundene 
Hoffnung auf ein post-nationales und befriedetes Europa zurück (Hettne/Söderbaum 
2008: 63). Zumindest teilweise scheint sich dieser Optimismus bis heute bewahrt zu 
haben. Die jüngere Vergangenheit wird mit einer immer weiter fortschreitenden Demo-
kratisierung assoziiert (Fukuyama 1992; Simmons et al. 2006). Internationalen und 
regionalen Organisationen wird bei dieser Entwicklung eine zentrale Rolle zugeschrie-
ben (Anderson 1999; Mansfield/Pevehouse 2006). Und auch hier besitzt die EU als 
Untersuchungsobjekt und Ausgangspunkt besondere Prominenz. Sei es als institutio-
nelles Vorbild für andere Regionalorganisationen (z.B. Jetschke/Murray 2012; Mattli 
1999), als „Exporteur“ und globaler Herold der Demokratie (Magnette/Nicolaïdis 2009; 
Schimmelfennig 2009) oder gar als normative power (Manners 2002). Eine Grundan-
nahme in zahlreichen Untersuchungen ist, dass eine solche demokratische, autonom 
handelnde internationale oder regionale Organisation Defizite in ihren Mitgliedstaaten 
erkennt und in der Lage ist, diese zu korrigieren (Barnett/Finnemore 2005). Dadurch 
wurde eine enge Verbindung zwischen neoliberaler Wirtschaftspolitik und Demokrati-
sierung auf der einen Seite und state building auf der anderen Seite hergestellt ( Jeff-
rey 2007). Aus dieser Perspektive stabilisieren internationale und regionale Organisati-
onen nicht den Status quo. Der Fokus wird vielmehr auf Dynamiken der Veränderung 
gelegt. Entweder demokratisieren sich bestehende Regime oder es kommt zur Ablö-
sung dieser Regime durch neue, demokratisch legitimierte Regierungen. Zahlreiche 
größere Regionalorganisationen auch außerhalb von Europa haben Institutionen etab-
liert, welche solche Veränderungen herbeiführen können (Börzel 2012: 256–257). Dies 
gilt insbesondere für die Verbreitung sogenannter Good Governance, worunter in die-
sem Zusammenhang vor allem die Anerkennung universeller Menschenrechte, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit zu verstehen ist sowie die friedliche Beilegung internati-
onaler Konflikte (Mkandawire 2007; Nanda 2006; Pevehouse/Russett 2006).  
Auch ein Teil der Forschung über autoritäre Regime hat sich darauf konzentriert, De-
mokratisierungstendenzen zu untersuchen und zu erklären (Lawson 1993; Stacher 
2012: 174). Die politische Stabilität entsprechender Regime befindet sich nur selten im 
Fokus (z.B. Bueno de Mesquita et al. 2003; Wintrobe 1998). Am Ende steht vielmehr 
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ein positiv gestimmter Ausblick, welcher der Prosperität von Demokratien in der nahen 
Zukunft gute Chancen attestiert (z.B. Acemoglu/Robinson 2006: 358–360). Und auch 
ein zunehmend integrierter Welthandel wird mit positiven Aussichten für die Demokra-
tisierung der Welt in Verbindung gebracht (Milner/Kubota 2005). 
In den Jahren unmittelbar nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 entsprach 
die weltweite Entwicklung dieser pro-demokratischen Erwartungshaltung durchaus und 
die Zahl demokratischer Staaten (nach westlichem Verständnis) nahm stetig zu. Seit 
2005 ist deren Trend jedoch wieder rückläufig und auch der sogenannte Arabische 
Frühling, auf dem große Demokratisierungshoffnungen ruhten, konnte dieser Entwick-
lung nichts entgegensetzen (Stacher 2012: 28). 
Dieser Befund kann als Anhaltspunkt dienen, die beschriebene normative Ausrichtung 
der Regionalismusforschung zumindest zu Teilen kritisch zu hinterfragen. Gibt es Re-
gionalorganisationen, welche eben nicht demokratisierend wirken, sondern autokrati-
sche Regime vielmehr stabilisieren? Und wenn ja, wie funktionieren diese? 
Anhand der SCO soll gezeigt werden, dass nicht alle Regionalorganisationen dem de-
mokratisch-liberalen Idealbild entsprechen. Die SCO besteht in ihrer heutigen Form 
seit 2005. Mitgliedsstaaten sind China, Kasachstan, Kirgisistan, Russland, Tadschikis-
tan und Usbekistan. Die Untersuchung der SCO zeigt vielmehr, dass diese dazu dient, 
die autokratischen Regime ihrer Mitgliedsstaaten zu stabilisieren. Die SCO legitimiert 
dabei einerseits das staatliche Handeln ihrer Mitglieder und andererseits die Regime 
selbst. Staatliches Handeln wird vor allem im Rahmen der Terrorismusbekämpfung 
legitimiert. Die SCO liefert eigene Definitionen und Deutungen der Bedrohung durch 
Terrorismus für die Stabilität und Sicherheit der Region Zentralasien. Diese sind so 
interpretierbar, dass beinahe jegliches staatliches Handeln in diesem Bereich als legi-
tim betrachtet werden kann. Da der Kampf gegen den Terrorismus außerdem eine 
Aufgabe der internationalen Staatengemeinschaft ist, ist die SCO in der Lage, das 
Vorgehen seiner Mitgliedsstaaten auch auf der internationalen Ebene stärker zu legiti-
mieren. 
Auch die Regime selbst werden auf nationaler wie auf internationaler Ebene legitimiert. 
Auf nationaler Ebene schickt die SCO beispielsweise eigene Wahlbeobachtermissio-
nen in die Mitgliedsstaaten, um so die dortigen, von westlichen Beobachtermissionen 
kritisierten, Wahlen ebenfalls zu überprüfen und für regelkonform zu erachten und so-
mit eine Gegenöffentlichkeit zur westlichen Staatengemeinschaft herzustellen. Auf in-
ternationaler Ebene wiederum kritisieren die SCO und ihrer Mitglieder immer wieder 
die aus ihrer Sicht undemokratische und einseitige Struktur des internationalen Sys-
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tems und behaupten ihrerseits ein demokratisches internationales System zu propagie-
ren. Auf diese Weise legitimiert die SCO einerseits die Regime ihrer Mitgliedsstaaten, 
andererseits delegitimiert sie so teilweise das bestehende internationale System. 
Diese Arbeit zeigt damit, dass sich die Regionalismusforschung auch nicht-
demokratischen Staaten und Regionalorganisation gegenüber stärker öffnen muss, um 
Phänomene wie die SCO adäquat beschreiben und interpretieren zu können. Zudem 
zeigt sich, dass auch bisher eher vernachlässigte Regionen wie Zentralasien nicht nur 
wegen ihrer geopolitischen Bedeutung ergiebige Forschungsobjekte darstellen. 
Dieser Beitrag gliedert sich dabei wie folgt: Teil zwei ordnet das Forschungsvorhaben 
ausführlicher in den Kontext der Regionalismusforschung ein. Die Debatte zwischen 
altem und neuem Regionalismus wird kurz vorgestellt, um diese Untersuchung ent-
sprechend einordnen und später besser bewerten zu können. Dazu wird ein kurzer 
Überblick über den Stand der Forschung zu autoritären Regimen und der Region Zent-
ralasien gegeben. Teil drei stellt die Perspektive des Governance-Transfers vor. Die-
ses Konzept wird in erster Linie dazu verwendet, Regionalorganisationen zu untersu-
chen, welche den Anspruch erheben, Institutionen in ihren Mitgliedstaaten verändern 
zu können. Wie bereits erwähnt entspricht dies einem verbreiteten normativen Idealbild 
von demokratisierenden Regionalorganisationen. Darauf folgt die Entwicklung des hier 
angewandten theoretischen Rahmens (Teil vier). Dieser nimmt das Konzept des 
Governance-Transfers auf und wendet es auf die regimestabilisierende Wirkung regio-
naler Organisationen an. Zentral hierfür ist es herauszuarbeiten, welche Motivation 
autoritäre Regime haben, regionalen Organisationen beizutreten, welche Auswirkun-
gen diese Motivation auf den institutionellen Rahmen von Regionalorganisationen hat 
und wie autokratische Staaten diesen nutzen, um sich und ihr Handeln auf nationaler, 
regionaler und internationaler Ebene zu legitimieren. In den Teilen fünf und sechs wird 
die detaillierte Fallstudie zur SCO vorgestellt: Die zentralasiatische Regionalorganisati-
on bildet sich aus sechs autoritären Regimen. Sie ist also zumindest dafür geeignet, 
den theoretischen Rahmen aus Teil vier einer Plausibilitätsprüfung zu unterziehen. 
Hierfür werden vor allem offizielle Dokumente und Verlautbarungen der Organisation 
herangezogen. Teil fünf stellt die Regionalorganisation im Allgemeinen vor, Teil sechs 
konzentriert sich auf die Aktivitäten der SCO und ihrer Mitgliedsstaaten. Der letzte Teil 
ordnet die Ergebnisse in den breiteren Forschungszusammenhang ein, fasst zusam-
men und liefert einen Ausblick auf weitere Anwendungsfälle. 
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2. Einordnung in die Debatte 
 
Drei Aspekte dieser Arbeit gilt es an dieser Stelle kurz in die jeweilige wissenschaftli-
che Debatte einzuordnen: Regionen, autoritäre Regime und Zentralasien als Objekte 
der wissenschaftlichen Auseinandersetzung. 
 
2.1 Alter und Neuer Regionalismus 
 
Es gibt zahlreiche unterschiedliche Strömungen und Schwerpunkte der 
Regionalismusforschung (hierzu ausführlich Mansfield/Milner 1999; Sbragia 2008). In 
der wissenschaftlichen Literatur ist dabei die Unterscheidung zwischen altem und neu-
em Regionalismus weit verbreitet. 
Die EU und die ihr vorangegangen Organisationen waren und sind immer wieder Aus-
gangs- und Schwerpunkt der Untersuchung von Regionen und regionalen Organisatio-
nen. Dabei standen zunächst Theorien im Vordergrund, welche die Mitgliedsstaaten 
regionaler Organisationen als wesentliche Akteure betrachteten. Diese Theorien ver-
suchten die Motivation dieser Staaten zu ergründen, eine solche Organisation über-
haupt zu bilden. Diesem, meist ökonomisch geprägten, alten Regionalismus wurde 
allerdings vorgeworfen, zu sehr auf Europa und die EU fokussiert zu sein (Rosamond 
2008). Im Gegensatz hierzu entwickelte sich ein sogenannter neuer Regionalismus, 
welcher eher konstruktivistische Ansätze verfolgt. Regionen werden nicht als gegebene 
geographische Kennzahlen hingenommen, sondern vielmehr als sozial konstruiert. Das 
Untersuchungsobjekt Region wurde diversifiziert, ebenso wie mögliche Erklärungs- und 
Forschungsansätze und in Frage kommende Akteure (Fawn 2009). 
Im Rahmen dieser Arbeit sind Staaten die zentralen Akteure. Dennoch geht es auch 
darum, wie Begriffe wie Demokratie und Menschenrechte sozial konstruiert werden 
und, je nach Betrachtungsweise, von verschiedenen Akteuren unterschiedlich interpre-
tiert werden. Es spielen also Aspekte des alten und des neuen Regionalismus eine 
Rolle. 
 
2.2 Autoritäre Regime 
 
Ein weiterer Aspekt des Vorwurfs des Eurozentrismus ist, dass nicht-demokratische 
Staaten, welche keine rein marktwirtschaftlich organisierte Wirtschaftsordnung besit-
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zen, häufig geringere Beachtung finden (Ayoob 1989; Börzel 2012: 259). Oder sie wer-
den vordergründig im Kontext der Entwicklungshilfe und von Abhängigkeitsverhältnis-
sen betrachtet (Ayoob 1992: 63). Regionale Organisationen wird dann oftmals attestiert 
in der Lage zu sein, in den jeweiligen Ländern vorherrschende Mängel zu beseitigen 
und einen entsprechenden institutionellen Wandel herbeizuführen. Nur wenige Autoren 
beschäftigen sich mit der Motivation autoritärer Staaten regionalen Organisationen 
beizutreten und diese zu gestalten. Eine Ausnahme ist Fredrik Söderbaum. Er be-
schreibt, wie autoritäre Herrscher in Afrika ihre Mitgliedschaft in regionalen Organisati-
onen nutzen, um die Souveränität ihres Staates und ihren eigenen Herrschaftsan-
spruch zu untermauern (Söderbaum 2004: 425–428). Aus Sicht der westlichen 
Regionalismusforschungund auch aus Sicht Söderbaums ist diese Art regionaler Or-
ganisationen fehlerbehaftet, da sie den Machterhalt autoritärer Regime begünstigen 
(Collins 2009: 265).  
Hier lässt die wissenschaftliche Debatte also noch zahlreiche Möglichkeiten zu, von 
autoritären Regimen dominierte Regionalorganisationen einzubeziehen und zu unter-
suchen. Auch wenn diese Funktionsweise normativ gesehen nicht erwünscht sein mag, 
ist es dennoch lohnenswert, die dabei wirkenden Mechanismen zu untersuchen und zu 
verstehen 
 
2.3  Zentralasien 
 
Zentralasien als Region fand in der Literatur bisher nur geringe Beachtung. Im Rahmen 
der Regionalismusforschung wurde diese geographische Region häufig nur gestreift, 
wenn es um das aus verschiedenen Gründen deutlich stärker im Fokus stehende Süd-
ostasien ging (Acharya 2009: 177; Dent 2008; Katzenstein 2005: 234 f). Größere Auf-
merksamkeit wurde Zentralasien nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 
und dem darauf folgenden Krieg in Afghanistan zuteil. Ab diesem Zeitpunkt nahmen 
politische Akteure in den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) und der EU sowie 
wissenschaftliche Autoren die Region verstärkt wahr. Einerseits hatte die Region plötz-
lich an geostrategischer Bedeutung gewonnen. Zusätzlich wurden auch die dort vor-
handenen Bodenschätze zunehmend interessant (Bakshi 2002; Melvin 2008; Mel-
vin/Boonstra 2008). 
Aber auch ein Großteil der aus dieser Auseinandersetzung entstandenen Literatur ist 
normativ geprägt. Solche regionale politische Initiativen wurden als gescheitert, virtuell 
oder fehlerhaft bezeichnet, da sie entweder dem durch die EU geprägten Integrations-
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modell nicht entsprachen (Collins 2009; Wirminghaus 2012) oder  die Demokratisie-
rungsbemühungen der EU in dieser Region bisher nur geringe Erfolge aufweisen konn-
ten (vgl. Bossuyt 2011; Cooley 2008; Zhovtis 2008). 
Diese Arbeit nimmt Teile aller der drei kurz skizzierten Debatten auf. Entgegen der 
dargestellten normativen Perspektiven soll jedoch versucht werden, sich einerseits den 
Gegebenheiten Zentralasiens vorurteilsfrei zu nähern. Und andererseits soll dargestellt 
werden, dass auch Regionalorganisationen, welche dem integrativen und demokrati-
sierenden Idealbild der EU nicht entsprechen, für ihre Mitglieder einen Nutzen haben 
können. Auch wenn dieser aus westlicher Perspektive kein erstrebenswerter ist. 
 
 
3.  Governance-Transfer als Phänomen des Regionalismus 
 
Theoretischer Ausgangspunkt dieser Arbeit ist die Perspektive des Governance-
Transfer. Börzel et al. (2013) bieten die wesentliche Definition dieses Begriffes: Wenn 
eine Regionalorganisation als Akteur auftritt und aktiv den Aufbau oder die Verände-
rung von Governance-Institutionen in ihren Mitgliedsstaaten fordert, wird von 
Governance-Transfer gesprochen. Governance-Institutionen sind dabei relativ weit 
definiert und umfassen verbindliche Normen, Handlungsregeln und Verfahrensweisen 
zur Bereitstellung öffentlicher Güter (Börzel et al. 2013: 6).  
Diese Perspektive bezieht sich auch auf die bereits genannten Anwendungsbeispiele 
starker Regionalorganisationen, welche einen hohen Institutionalisierungsgrad aufwei-
sen und deren Mitgliedsstaaten Teile ihrer Souveränität an die regionale Organisation 
abgegeben haben oder mit ihr teilen. Die Perspektive des Governance-Transfers kann 
in die Literatur über Diffusions- und Lernmechanismen in der Politik eingeordnet wer-
den. Diese Literatur untersucht Anwendungsfälle, in denen politische Akteure politische 
oder administrative Prozesse, Institutionen oder andere politische Inhalte von anderen 
(politischen) Akteuren übernehmen. Die dabei wirkenden Mechanismen können nach 
dem Grad ihrer Verbindlichkeit unterschieden werden, von freiwilligem Lernen zu er-
zwungenen Veränderungen (Dolowitz/Marsh 2000; Lütz 2007; Shipan/Volden 2008). 
Dieser Beitrag wendet diese Grundidee des Transfers auf eine Regionalorganisation 
an, welche eher schwach institutionalisiert ist. Governance-Transfer ist in der oben 
gegebenen Form eher nicht zu erwarten. Daher wird Governance-Transfer als ein As-
pekt des gerade beschriebenen Kontinuums der Verbindlichkeit verstanden, auf wel-
chem unterschiedliche Formen der Übertragung und Übernahme von verschiedenen 
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Politiken abgebildet werden. Governance-Transfer stellt eine Einschränkung der Hand-
lungsmöglichkeiten des Mitgliedsstaates dar. Wenn eine Regionalorganisation von 
ihren Mitgliedsstaaten fordert, eine bestimmte Institution einzurichten oder zu verän-
dern oder eine gewisse politische Entscheidung zu treffen und diese durch supranatio-
nale Institutionen auch durchsetzen kann, beschneidet dies die Entscheidungsmöglich-
keiten der betroffenen Regierungen. Im Extremfall können betroffene Regierungen, 
vereinfacht gesagt, keine eigene politische Entscheidung treffen, sondern bekommen 
diese von einer übergeordneten Instanz vorgeschrieben. 
Auch diese Analyseperspektive entspricht also den bereits dargestellten, teilweise 
normativ geprägten, Theorien und Betrachtungsweisen regionaler Organisationen. Wie 
lassen sich jedoch regionale Organisationen einordnen, die diesen Annahmen nicht 
entsprechen? Ist eine solche Regionalorganisation mit schwachen eigenen Institutio-
nen als fehlerhaft zu erachten? Was passiert in einer regionalen Organisation, die zwar 
über eigene Institutionen verfügt, auf ihre Mitgliedstaaten jedoch keinen Einfluss aus-
üben kann? Mit diesen Fragen im Hinterkopf wird im nun folgenden Teil der theoreti-
sche Rahmen dieser Arbeit ausführlich dargestellt. 
 
 
4.  Legitimitäts- statt Governance-Transfer 
 
Diese Arbeit betrachtet, wie erwähnt, Staaten als zentrale Akteure im internationalen 
System. Das bedeutet, dass der wesentliche Akteur die jeweilige Regierung eines 
Staates ist. Diese verfolgt eigene Interessen. Dies gilt auch für regionale Organisatio-
nen. Staaten gründen und sind Mitglied von internationalen und regionalen Organisati-
onen, weil diese für sie einen gewissen Nutzen haben und eine bestimmte Aufgabe 
erfüllen (Abbott/Snidal 1998). Abhängig davon, welche Interessen Regierungen verfol-
gen, entscheiden sie sich für ein entsprechendes institutionelles Design, welches die-
sen Interessen am ehesten entspricht. Also entweder eine stark institutionalisierte Re-
gionalorganisation mit weitreichenden Möglichkeiten zu agieren oder eine eher 
schwach institutionalisierte Regionalorganisation, welche dem direkten Einfluss der 
Regierungen ihrer Mitgliedsstaaten unterliegt. So können sie von den ökonomischen 
Vorteilen regionaler Integration profitieren, ohne staatliche Souveränität aufgeben zu 
müssen und dadurch den Fortbestand ihres Regimes zu gefährden (Sbragia 2002: 
251). 
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Weiterhin geht diese Arbeit davon aus, dass die jeweilige Staatsform eines Landes 
direkte Auswirkungen auf seine Interessen im Umgang mit Regionalorganisationen hat. 
So verfolgen autoritäre Regierungen andere Interessen als etablierte Demokratien. 
Zudem basieren autoritäre Regime auf speziellen Institutionen, durch welche sie sich 
ihre Macht erhalten und diese gegebenenfalls sogar ausbauen (zu den ehemaligen 
Staaten der Sowjetunion: Acemoglu/Robinson 2012: 390–403; Brownlee 2007; Perl-
mutter 1981).  
Regierungen in etablierten Demokratien nutzen internationale oder regionale Organisa-
tionen, um ihre Handlungsautonomie gegenüber nationalen Parlamenten zu erhöhen. 
Dies erreichen sie, indem sie durch die Mitgliedschaft in einer Regionalorganisation die 
Voraussetzungen für sogenannte Zwei-Ebenen-Spiele schaffen (Drezner 2003; Put-
nam 1988). Regierungen führen gegenüber nationalstaatlichen Akteuren an, unter in-
ternationalem Druck zu stehen, um so Zustimmung für eigene politische Projekte zu 
erhalten. Umgekehrt nutzen Regierungen die Interessen nationalstaatlicher Akteure 
und den von ihnen ausgehenden Druck als Argument, um auf internationaler Ebene die 
eigenen Interessen durchzusetzen ( Moravcsik 1998). 
Junge Demokratien hingegen, die sich in einer Übergangsphase befinden, nutzen so-
genannte Lock-in Effekte, um demokratische Reformen in ihrem Land nachhaltig abzu-
sichern (Moravcsik 2000; Pevehouse 2003). Durch die Mitgliedschaft und die daraus 
erwachsenden institutionellen Zwänge in internationalen und regionalen Organisatio-
nen verpflichten demokratisierende Regierungen perspektivisch auch ihre Nachfolger 
dazu, sich zu diesen Reformen zu bekennen. So können diese Reformen später nicht 
mehr oder nur unter großem Aufwand zurückgenommen werden. 
Autokratische Regime haben als vorrangiges Ziel den Erhalt der eigenen Herrschaft. 
Autokratische Herrscher verfügen über eine nur geringe demokratische Legitimität, ihr 
Herrschaftsanspruch ist daher tendenziell bedroht. Aus diesem Grund ist es in ihrem 
Interesse, dieser Bedrohung entgegenzuwirken oder aber die Legitimität ihrer Herr-
schaft zu erhöhen, ohne dabei Einschränkungen ihrer Herrschaftstätigkeit hinnehmen 
zu müssen (Kahler 2000: 561). Diese Verteidigungshaltung wird vor allem gegenüber 
internationalem Druck durch demokratische Mächte wie den USA oder Europa einge-
nommen. Ein autoritär organisierter Staat kann also die Anerkennung innerhalb inter-
nationaler und regionaler Organisationen dafür nutzen, die eigene Legitimität nach in-
nen und außen zu erhöhen oder sich zumindest Handlungsspielräume durch die „takti-
sche“ Anerkennung internationaler Regelungen verschaffen (Acharya 1992; 
Börzel/Risse 2002: 174; Holbig 2011). Aus dieser Perspektive hat die Staatsform nicht 
  13 
nur Auswirkungen darauf, ob die Staaten sich zu einer internationalen oder regionalen 
Organisation zusammenschließen (Lai/Reiter 2000), sondern auch darauf, welche Zie-
le und Institutionen in dieser Organisation vorzufinden sind (Acharya/Johnston 2007; 
Acharya 2009: 146). 
Dieser Erklärungsansatz ist jedoch noch zu allgemein gehalten. Würde er alleine zu-
treffen, würde das bedeuten, dass autokratische Systeme die beschriebenen Möglich-
keiten zum Machterhalt auch schon in der Vergangenheit besaßen. Dies wird aber 
durch bereits beschriebene Demokratisierungstendenzen besonders nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion deutlich widerlegt. An diesem Punkt stellt sich daher 
zusätzlich die Frage, warum und wie der Widerstand gegen Demokratisierung gerade 
jetzt zunehmend erfolgreich ist. Warum sollten autokratische Regime nun regionale 
Organisationen nutzen können, um ihre Herrschaft zu stabilisieren und sich (auch in-
ternational) Legitimität zu verschaffen? 
Einen Teil dieser Erklärung findet man in der Struktur des internationalen Systems. Der 
eingangs beschriebene normative Schwerpunkt der Regionalismus- und Demokratie-
forschung ist auch darauf zurückzuführen, dass er, zumindest teilweise, seine empiri-
sche Entsprechung in den Gegebenheiten des internationalen Systems fand. Die USA 
hatten es im bipolaren System nach dem zweiten Weltkrieg geschafft, als legitime 
Schutzmacht von Freiheit, Demokratie und Menschenrechten Anerkennung zu finden 
(Finnemore 2009: 84). Die Ideen von Good Governance, freier Marktwirtschaft und 
universellen Menschenrechten fanden spätestes nach dem Ende des Kalten Krieges 
fast globale Verbreitung und Anerkennung sowie Entsprechung in internationalen Insti-
tutionen und Organisationen (Ikenberry 2008a, 2008b: 114). Die Entwicklung der EU 
zum wirtschaftlichen und politischen Erfolgsmodell und die herausragende politische 
und wirtschaftliche Stellung der USA ließen die Verbreitung zudem legitim und dem 
Zeitgeist entsprechend erscheinen. Anfang der 90er Jahre hatten die USA ihren welt-
politischen Gegenspieler verloren und konnten nun als Hegemon in einem unipolaren 
internationalen System agieren. 
Seit dem Ende der Sowjetunion ist der wirtschaftliche Erfolg und Aufstieg Chinas die 
wohl größte Herausforderung für diese Hegemonie. China ist nicht nur die zweitgrößte 
Wirtschaftsmacht weltweit geworden, sondern versucht darüber hinaus zunehmend, 
diese wirtschaftliche Stärke auch in eine finanzielle (Cohen 2012) und politische Stärke 
sowie in ein entsprechendes Mitspracherecht auf der internationalen Ebene umzumün-
zen. 
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Jedoch drückt sich diese neu gewonnene Macht nicht nur durch ein Mitspracherecht in 
internationalen Organisationen aus. Vielmehr kann sie sich  auch in einer Herrschaft 
über Ideen und Werte ausdrücken. Dabei geht es voranging um die Ideen (und die 
Deutungshoheit über diese), durch welche das internationale System bestimmt wird 
und zudem um diejenigen Ideen, die festlegen, welche nationale Staatsorganisation als 
legitim und richtig aufgefasst wird. Diese Deutungshoheit lag, wie schon erwähnt, in 
den letzten 20 Jahren vor allem bei den USA und ihren Verbündeten. Ausdruck dessen 
waren internationale und regionale Organisationen, die von diesem Staatenkreis domi-
niert waren und westliche Werte wie freie Marktwirtschaft, Demokratie und Rechts-
staatlichkeit propagierten. Die Möglichkeit, diesen Wertekonsens auch auf globaler 
Ebene herausfordern zu können ist besonders in Phasen hegemonialer Schwäche 
oder Schwächung gegeben (Ikenberry/Kupchan 1990). Diese westliche Dominanz ist 
nun im Umbruch begriffen und wird besonders vom stark wachsenden Wirtschaftsraum 
Asien und dessen prominentesten Akteur, China, herausgefordert. Diese Länder brin-
gen nun auch eigene Werte, Normen und Ideen über Legitimität, Wirtschafts- und 
Staatsorganisation mit (Katzenstein 2012). 
Diese Werte unterscheiden sich wesentlich von den zuvor propagierten Werten westli-
cher Industriestaaten: einerseits in Bezug auf die Ausgestaltung von Menschenrechten, 
Demokratie und Marktwirtschaft (Beeson 2009; Stokke 2000) und andererseits hin-
sichtlich der Gestaltung und Organisation des internationalen Systems und der Bedeu-
tung staatlicher Souveränität (Ayoob 2002: 99). Dies ist wenig überraschend, ange-
sichts der Einordnung vieler dieser Länder, allen voran Chinas, als autoritäres Regime. 
Die Hoffnung der westlichen Welt, dass eine verstärkte wirtschaftliche Integration auch 
eine verstärkte Öffnung und Demokratisierung dieser Gesellschaften zur Folge haben 
würde, hat sich nicht bestätigt (Casarini 2009: 166). Zudem entspricht die Wirtschafts-
ordnung in China und in zahlreichen anderen asiatischen Ländern nicht dem Ideal der 
(westlichen) freien und/oder sozialen Marktwirtschaft.  
Hinzu kommt, dass große Teile der immer knapper werdenden fossilen Rohstoffe im 
Herrschaftsbereich autokratischer Staaten zu finden sind, was nicht selten Auswirkung 
auf die internationale Stellung dieser, vor allem zentralasiatischer, Länder hat. Zeit-
gleich haben die USA, die EU und speziell die von diesen Akteuren dominierten inter-
nationalen (Finanz-)Institutionen in den sogenannten Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern an Glaubwürdigkeit verloren (Bullard et al. 1998; Stiglitz 2002). Verstärkt wurde 
diese Entwicklung durch die Finanzkrise seit 2007, welche ihren Ursprung in den USA 
hatte. Die Entwicklungs- und Schwellenländer hatten hiervon bisher weniger schwer-
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wiegende Konsequenzen zu tragen als die Industriestaaten selbst (Gnath/Schmucker 
2012: 679). Daher ist es auch nicht überraschend, dass es einen globalen Dissens 
über die notwendigen Maßnahmen zur Lösung dieser Krise gibt (Schmucker/Gnath 
2011: 402). Darüber hinaus offenbarte sich, dass das Institutionengefüge der EU die 
Staatsschuldenkrise mitverursacht hat, wodurch ihre Funktion als Vorbild für regionale 
Integration in Mitleidenschaft gezogen wurde (Bruni 2011: 10). Zwar wird die EU in 
wichtigen, nicht-westlichen Volkswirtschaften wie Russland und besonders China dafür 
geschätzt, dass sie multilaterale internationale Institutionen propagiert und sich koope-
rativer als die als die USA zeigt. Allerdings wird die EU auch kritisch gesehen, da sie 
versuche anderen Ländern ihre Werte aufzuzwingen. Gleichzeitig wird sie von den 
politischen Eliten und in der öffentlichen Meinung der genannten Länder als eher 
schwacher politischer globaler Akteur, jenseits ihrer wirtschaftlichen Stärke, wahrge-
nommen (Morini et al. 2010). 
Mit den beschriebenen Veränderungen können nun vom ehemaligen globalen Konsens 
abweichende Ideen über die Organisation von Volkswirtschaften und Staaten nicht nur 
behauptet werden, sondern auch verbreitet und eigene Wertevorstellungen in das glo-
bale (Wirtschafts-)System eingebracht werden (Mistral 2011: 43). Da Good 
Governance und ähnliche Ideen besonders effektiv über internationale und regionale 
Organisationen verbreitet wurden, ist zu erwarten, dass diese auch zukünftig dazu die-
nen werden, diese Ideen herauszufordern und zu ersetzen.  
Die Veränderung der globalen Machtverhältnisse und die Abschwächung der (normati-
ven und ideellen) westlichen Hegemonie ermöglicht es autoritären Herrschern, sich 
stärker von externem Druck zu befreien und ihre eigenen Regime abzusichern und zu 
verteidigen (Levitsky/Way 2010: 363–364). 
Ob dieser Zusammenhang schlüssig und plausibel ist, soll nun im folgenden Teil dieser 
Forschungsarbeit erkundet werden. Genauer betrachtet wird dafür eine von autoritären 
Staaten geprägte Regionalorganisation, die SCO. Dabei sollen drei Fragen beantwortet 
werden: Spielt der Transfer von Legitimität in einer solchen Regionalorganisation über-
haupt eine Rolle? Auf welche Art und Weise geschieht dieser Legitimitäts-Transfer 
gegebenenfalls? Wie können die entsprechenden Beobachtungen interpretiert wer-
den? 
Nicht zu vergessen ist dabei, dass auch das in diesem Rahmen propagierte Konzept 
der Demokratie westlicher Herkunft ist. In der dazugehörigen Literatur wurden mal 
mehr, mal weniger klare Regeln und Kriterien entwickelt, denen eine Demokratie (nach 
westlichem Vorbild) zu entsprechen hat (z.B. Dahl 1989; Schmitter/Karl 1991). Um die 
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Staatsformen der Mitgliedsstaaten der SCO entsprechend einordnen zu können, greift 
diese Arbeit auf den Index Freedom in the World der Nichtregierungsorganisation 
Freedom House zurück. Freedom House beurteilt, welche bürgerlichen Freiheiten und 
politischen Rechte die Bürger eines Landes ausüben können und vergibt hierfür Punk-
te von eins bis sieben. Je niedriger die Punktzahl, als desto freier gilt das Land. 
Schaubild 1 Demokratiescore der SCO-Mitglieder gibt einen Überblick über die Punkt-
zahlen der sechs Mitgliedsstaaten seit dem Jahr 2003, um die Entwicklung vor und seit  
Gründung der SCO nachzeichnen zu können. Dem Index zufolge hat sich die politische 
Situation in allen sechs Ländern mindestens nicht verbessert, teilweise sogar ver-
schlechtert. Alle Länder werden durchgehend als unfrei beziehungsweise konsolidierte 




5. Die SCO im Überblick 
 
Die Fallauswahl der SCO als Untersuchungsobjekt wird im weiteren Text begründet. 
Daran anschließend wird die SCO, ihre Geschichte, ihre Institutionen sowie ihre Tätig-
keit detailliert vorgestellt. 
 
 






















Quelle: Freedom House 2012a; 2012b. 
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5.1  Fallauswahl 
 
Die SCO wurde aus mehreren Gründen für diese Forschungsarbeit ausgewählt. Zwei 
Gründe sind dabei zentral: Eerstens, die geopolitische Relevanz (siehe Tabelle 1 Da-
ten ausgewählter Staaten) sowie, zweitens, die autokratische Staatsform (siehe 
Schaubild 1 Demokratiescore der SCO-Mitglieder) ihrer sechs Mitgliedsstaaten. Die 
sechs Mitgliedsstaaten der SCO sind Kasachstan, China, Kirgisistan, Russland, Tad-
schikistan und Usbekistan. Über einen sogenannten Beobachterstatus verfügen Indien, 
Iran, Pakistan und die Mongolei. Zudem werden Weißrussland und Sri Lanka als Dia-
logpartner bezeichnet. Mit Russland (Platz 6) und China (Platz 2) gehören zwei der 
zehn weltweit größten Wirtschaftsmächte direkt der SCO an, das Beobachterland Indi-
en (Platz 3) ist ebenfalls in dieser Liste zu finden (Central Intelligence Agency 2013). 
Vor allem China und Indien kann eine in Zukunft noch bedeutendere wirtschaftliche 
Rolle in der Welt prognostiziert werden. Beide Länder erreichten in den letzten Jahren 
enorme Wachstumszahlen ihres Bruttoinlandsprodukts. Durch ihre Mitglieds- bzw. Be-
obachterstaaten vertritt die SCO circa 22% bzw. 44% der Weltbevölkerung. Zudem 
verfügen die Mitgliedsstaaten über „21,4% der weltweit geschätzten Erdöl und 45% 
aller natürlichen Gasvorkommen“ (Geppert 2010: 4) und umfassen damit einen der 
wichtigsten Rohstoffräume weltweit. Diese ökonomische Bedeutung der zentralasiati-
schen Staaten wird ergänzt durch eine geostrategische, welche sie vor allem im Rah-
men des sogenannten Krieges gegen den Terror gewannen. Besonders die geographi-
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Tabelle 1: Daten ausgewählter Staaten1  
 





China 1.350,4 12.382,6 9,3% 
Kasachstan 16,8 232,4 4,9% 
Kirgisistan 5,7 13,5 3,3% 
Russland 143,2 2.511,7 2,0% 
Tadschikistan 7,1 5,6 6,5% 
Usbekistan 29,8 39,0 8,3% 
gesamt 1.553,0   
Indien 1.259,7 4.170,8 6,9% 
Iran 78,9 997,4 2,3% 
Mongolei 2,9 15,2 8,8% 
Pakistan 180,4 514,6 3,1% 
gesamt 3.074,9   
Sri Lanka 21,2 126,2 6,5% 
Weißrussland 9,5 150,3 5,6% 
gesamt 3.105,6   
Welt 7.058 82.762,2 2,9% 
 
 
Angesichts dieser Zahlen überrascht es nicht, dass sich besonders China und Russ-
land nicht ganz ohne Skepsis begegnen. China strebt danach, auch innerhalb der SCO 
seine wirtschaftliche Vormachtstellung auszubauen und versuchte dies beispielsweise 
dadurch zu erreichen, indem es vorschlug, eine entsprechende Freihandelszone einzu-
richten. Zudem hat das rohstoffhungrige China großes Interesse an den Ressourcen 
der zentralasiatischen Länder. Russland hingegen ist selbst ausreichend mit Ressour-
cen ausgestattet und hat vielmehr das Interesse, Chinas Wirtschaftsmacht auszuba-
lancieren und dem Land weiterhin auf Augenhöhe zu begegnen (Godehardt/Krahl 
2010). Russland hat außerdem ein traditionell besseres Verhältnis zu den zentralasia-
tischen Staaten, deren Hauptinteresse es ist, gegenüber den beiden Hegemonen in 
der SCO bestehen zu können. Darüber hinaus ist das Verhältnis der vier kleineren, 
zentralasiatischen Staaten untereinander angespannt. Auch innerhalb der SCO gibt es 
                                               
 
1
 Quelle: International Monetary Fund, World Economic Outlook Database, October 2012; Stiftung 
Weltbevölkerung. 
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also Konfliktlinien, welche Auswirkungen auf die Möglichkeiten und den Grad der Zu-
sammenarbeit der Mitglieder haben. 
 
5.2  Historischer Abriss 
 
Die Vorgängerinstitution der SCO waren die sogenannten Shanghai Five bestehend 
aus China, Russland, Kasachstan, Kirgisistan und Tadschikistan. Diese arbeiteten be-
reits seit Mitte der 1990er zusammen, um unter anderem Grenzstreitigkeiten beizule-
gen (ausführlich bei Zhuangzhi 2004). Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
stellte dieses Thema eine dauerhafte Bedrohung der Sicherheitslage in der zentralasia-
tischen Region dar. Mit der Aufnahme Usbekistans in diese Gruppe wurden die ent-
sprechenden Gründungsdokumente der SCO unterzeichnet und die Regionalorganisa-
tion am 15. Juni 2001 gegründet. 2002 wurde die Organisation um ein Anti-Terror-
Bündnis ergänzt. Die wesentlichen Institutionen der SCO haben sich seitdem nicht 
entscheidend verändert. 
Die SCO nennt immer wieder Stabilität als eines der wichtigsten Ziele für die Entwick-
lung Zentralasiens. Hierauf bezieht sich auch die wichtigste Aufgabe der SCO, nämlich 
die Bekämpfung der „three evils“: Separatismus, Terrorismus und Extremismus (Aris 
2009). Zunächst gibt es tatsächlich in fast allen Mitgliedsländern terroristische Aktivitä-
ten und separatistische Bemühungen durch Organisationen vor allem muslimischer 
Minderheiten. Einige dieser Organisationen sind im Rahmen des War on Terror auch 
auf den Listen terroristischer Organisationen der USA gelandet. Zudem wird der von 
Afghanistan ausgegangene beziehungsweise ausgehende islamische Terrorismus  als 
Bedrohung in der unmittelbaren Nähe aufgefasst. Auch der Beobachterstaat Pakistan 
ist hiervon immer noch akut betroffen. 
 
5.3 Institutionen  
 
Die beiden wichtigsten Entscheidungsorgane der SCO sind der Rat der Staatschefs 
und der Rat der Regierungschefs. Der Rat der Staatschefs ist das höhere der beiden 
Entscheidungsorgane und kommt einmal im Jahr zu einem mehrtägigen Gipfeltreffen 
zusammen, an dem auch Delegierte der Beobachterstaaten teilnehmen. Der Selbstbe-
schreibung zufolge ist es die Aufgabe des Rats der Staatschefs, Entscheidungen zu 
treffen und Anweisungen für die Organisation zu geben. So wurden für das Gipfeltref-
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fen zum zehnjährigen Jubiläum 2011 beispielsweise die Verabschiedung der Strategie 
im Kampf gegen den Drogenhandel und -missbrauch für die Jahre 2011 bis 2016 oder 
die Verabschiedung über die Zusammenarbeit im Bereich des Gesundheitswesens 
protokolliert (SCO 2011a). Jedoch verbleiben die Protokolle dieser Veranstaltungen 
meist im Ungefähren, so zum Beispiel wenn die „Wichtigkeit der Kooperation“ betont 
wird oder ein „vertiefter Austausch von Gedanken und Meinungen“ stattfindet.  
Der Rat der Regierungschefs kommt ebenfalls zu jährlichen Gipfeln zusammen und 
auch hieran können Delegierte der Beobachterstaaten teilnehmen. Dabei werden Ent-
scheidungen über die weitere Strategie der Organisation und spezifische Aktivitäten 
getroffen. Zudem genehmigen die Regierungschefs das Budget der SCO. Aber auch 
hier bleibt die Beschreibung der tatsächlichen Aktivitäten eher unspezifisch. Das letzte 
Gipfeltreffen der Regierungschefs zu dem auf der Homepage der SCO Informationen 
vorliegen, fand im November 2011 statt. Bei diesem Anlass wurde unter anderem die 
Notwendigkeit betont, sich auf die Formulierung und Implementierung gemeinsamer 
Kooperationsprojekte zu konzentrieren (SCO 2011b). Etwas konkreter ist die bei dieser 
Gelegenheit geäußerte Unterstützung für die Schaffung einer gemeinsamen Entwick-
lungsbank aller Mitgliedsstaaten. Ebenfalls in diesem Rahmen wurden die Ergebnisse 
von Treffen auf der Ebene einzelner Fachminister diskutiert (SCO 2011b). 
Weitere wichtige Institutionen der SCO sind das Sekretariat und die Regionale Anti-
Terrorismus Struktur (RATS). Das Sekretariat ist die wichtigste permanente Einrichtung 
der Exekutive der SCO und hat seinen Hauptsitz in der chinesischen Hauptstadt Pe-
king. Der Generalsekretär der SCO wird vom Rat der Staatschefs für einen Zeitraum 
von jeweils drei Jahren ernannt. Die wichtigsten Aufgaben des Sekretariats sind die 
Koordinierung der Aktivitäten der gesamten Organisation, die Aufbereitung und das 
Bereitstellen von Informationen sowie die Dokumentation sämtlicher Aktivitäten der 
Organisation. RATS ist eine Agentur der SCO zur Bekämpfung von Terrorismus, Sepa-
ratismus und Extremismus. Ihr Hauptsitz befindet sich in Taschkent, Usbekistan. Der 
Direktor der Behörde wird ebenfalls vom Rat der Staatschefs für drei Jahre ernannt. 
Ihre Hauptaufgabe ist es, dauerhafte Arbeitsbeziehungen zwischen den nationalen 
Sicherheitsbehörden der Mitgliedsstaaten aufrecht zu erhalten und deren Zusammen-
arbeit zu unterstützen. Die Angestellten von RATS stammen aus den nationalen 
Sicherheitsbehörden. Ähnlich wie das Sekretariat, ist es auch die Aufgabe von RATS, 
Aktivitäten zu dokumentieren und vor allem Informationen bereitzustellen, aufzuberei-
ten und auszutauschen. Jedoch stehen in englischer Sprache nur sehr wenige Infor-
mationen über Aktivitäten der Organisation zur Verfügung. Im Jahr 2004 betrug das 
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Budget von RATS 3,1 Millionen US-Dollar. Im Jahr 2006 wurde RATS dafür gewürdigt, 
über 250 terroristische Angriffe und Anschläge verhindert zu haben (Lanteigne 2006: 
618). Wie diese Zahl, welche ursprünglich von der staatlichen Nachrichtenagentur Kir-
gisistans veröffentlicht wurde, zustande kam, wurde jedoch nicht erläutert. 
 
5.4  Wissenschaftliche Deutung der SCO 
 
Einige Autoren interpretieren die SCO als reine Sicherheitsgemeinschaft. Diese Inter-
pretation ist eher neorealistisch geprägt. Sie versteht die Gründung der SCO als 
Balancing-Verhalten zwischen beziehungsweise gegenüber den beiden regionalen 
Hegemonen China und Russland in einer instabilen Region. Diese Lesart sieht in der 
SCO weniger einen Zusammenschluss gegenüber externen Bedrohungen. Vielmehr 
diene die Regionalorganisation der intra-regionalen Sicherheit und Stabilität ( Allison 
2004; Bohr 2004; Chung 2006; Gelpi 1999). 
Autoren anderer Beiträge wiederum kategorisieren die SCO vor allem als Instrument 
Chinas, das eigene Interessen in der Region durchzusetzen. Speziell die territoriale 
Integrität Chinas, seine Sicherheitsinteressen (auch gegenüber den USA) und der Zu-
gang zu fossilen Rohstoffen werden in diesem Zusammenhang aufgeführt (Sheives 
2006). Die Rolle Chinas in der SCO bewegt sich dabei zwischen wohlwollendem 
Hegemon und hegemonialer Bedrohung (Chung 2004). 
Wieder andere Autoren erkennen vor allem die positiven Aspekte der SCO an. Die 
enge Kooperation innerhalb der Regionalorganisation würde die Kosten von Konflikten 
in der Region erhöhen und somit zu einer Befriedung der Region beitragen. Davon 
wiederum würde die wirtschaftliche Kooperation weiter profitieren und zusammen mit 
den Beobachterstaaten und den Dialogpartnern ein gutes Klima für den Ausbau von 
Infrastruktur und anderen wirtschaftlichen Tätigkeiten über die Region hinaus geschaf-
fen werden (Norling/Swanström 2007). 
Eine Auseinandersetzung mit der SCO in der wissenschaftlichen Literatur fand bisher 
also in erster Linie unter sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Aspekten statt. Da-
bei steht vor allem China als aufstrebende Wirtschaftsmacht im Vordergrund. Die SCO 
wird dabei weniger im Kontext anderer Regionalorganisationen gesehen, sondern 
vielmehr als loser, sicherheitspolitischer Staatenzusammenschluss. Angesichts der 
Bemühungen der SCO staatliches Handeln zu legitimieren, scheint diese Interpretation 
jedoch zu kurz gegriffen. 
 
  22 
5.5 Governance-Transfer innerhalb der SCO 
 
Die SCO ist eine rein intergouvernementale Regionalorganisation. Nahezu alle Ent-
scheidungen werden auf Ebene der Staats- und Regierungschefs getroffen. Das Prin-
zip der Nichteinmischung und der staatlichen Souveränität stehen dem Auftreten von 
Governance-Transfer entgegen. Am ehesten könnte man noch die Anti-Terror-
Konvention der SCO als Beispiel für Governance-Transfer interpretieren. Jedoch ver-
bleiben auch diese Forderungen im Ungefähren und sind kaum verbindlich. In der 
Konvention ist die Rede von Maßnahmen, welche die Mitgliedsstaaten im Kampf ge-
gen den Terror ergreifen sollen. Die konkreten Inhalte dieser Maßnahmen werden nur 
beispielhaft aufgeführt. Leider liegen keine empirischen Belege dafür vor, welche die-
ser Anpassungen auch tatsächlich vorgenommen wurden:  
 
„The Parties shall take such measures as can prove necessary, including, as 
appropriate, in the field of their domestic legislation […]“ (SCO 2001a).  
 
Diese Konvention ist nur eine Absichtserklärung und sieht keinerlei Mechanismen zur 
Durchsetzung ihrer Ziele vor. Zudem wurden die Maßnahmen auf intergouvernementa-
ler Ebene beschlossen und nicht in einem unabhängigen Gremium der SCO selbst. Es 
fällt also schwer aus den Aktivitäten der SCO Beispiele für Governance-Transfer her-
auszulesen. Dass dies der Grundhaltung der SCO und ihrer Mitglieder entspricht, wird 
deutlich anhand des sogenannten Shanghai Spirit, welcher die ideologische Arbeits-
grundlage der SCO bildet: 
 
„The 'Shanghai Spirit' formed during the 'Shanghai Five' process, with 'mutual 
trust, mutual benefit, equality, consultation, respect for multicivilizations, striving 
for common development' as its basic contents, has been precious treasure ac-
cumulated in the cooperation among the countries of the region in recent years. 
This spirit should be carried forward so that it will become the norm governing 
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Daraus folgt, dass:  
 
“[t]he SCO member states shall [...] mutually respect independence, sovereignty 
and territorial integrity, not interfere in each other's internal affairs, [...] resolve 
all problems through mutual consultations [...]” (SCO 2001b) 
 
Diese Prinzipien sind auch heute noch zentral für den Charakter der Zusammenarbeit 
der Mitgliedsstaaten der SCO untereinander. Dies erklärt auch, warum innerhalb der 
SCO keine Institutionen gebildet wurden, welche selbstständig Entscheidungen treffen 




Konditionalität ist einer der wesentlichen Mechanismen des Governance-Transfers. 
Konditionalität beschreibt Bedingungen, welche vor Gewährung eines Kredits oder 
einer Mitgliedschaft in einer internationalen Organisation erfüllt werden müssen. So 
knüpft beispielsweise der Internationale Währungsfond (IMF) die Vergabe von Krediten 
an Bedingungen. Das jeweilige Empfängerland muss zuvor vereinbarte institutionelle 
und politische Veränderungen nachweisen, um den angeforderten Kredit in voller Höhe 
zu erhalten. Auch eine Regionalorganisation wie die EU hat die Möglichkeit, die Auf-
nahme neuer Mitglieder an Bedingungen zu knüpfen (Kelley 2004). Diese Bedingun-
gen sind oft demokratischer oder rechtsstaatlicher Natur. Innerhalb der EU ist Kondi-
tionalität die zentrale Strategie zur Verbreitung ihrer Grundwerte (Schimmelfennig/ 
Sedelmeier 2004; Schimmelfennig et al. 2005). Angesichts dessen bietet es sich an, 
auch im Fall der SCO zu untersuchen, ob sie entsprechende Bedingungen gegenüber 
an einer Mitgliedschaft interessierten Staaten formuliert. Bisher jedoch hat die SCO 
keine Erweiterung um ordentliche Mitglieder erfahren. Es existieren jedoch Bestim-
mungen über die Gewährung eines Beobachterstatus an ein Land. Voraussetzung 
hierfür ist die Beachtung der Grundprinzipien der SCO. Diese sind, ganz im Sinne des 
Shanghai Spirit und sehr unbestimmt gehalten: 
 
„[...]respect for the sovereignty, territorial integrity and equal rights of the mem-
ber states, recognition of the main objectives, principles and actions of the Or-
ganisation...“ (SCO 2004). 
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Ein Eingriff in die Institutionen des jeweiligen Staates ist also nicht vorgesehen. Von 
entsprechenden Maßnahmen wird im Gegenteil explizit Abstand genommen. Hier wird 
also keinerlei Governance-Transfer vorgenommen, vielmehr werden die Grundprinzi-
pien der SCO und die politische Autonomie des jeweiligen Staates erneut bestätigt. 
Den Beobachterstaaten, ebenso wie den Mitgliedern, wird also der etwaige Aufbau von 
demokratischen oder rechtsstaatlichen Institutionen vollständig selbst überlassen. Dies 
bedeutet zwar nicht, dass im Falle einer Erweiterung nur Staaten mit autoritären Regi-
men aufgenommen würden. Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass die bestehenden 
Mitglieder es zulassen werden, den autokratischen Konsens innerhalb der SCO durch 
einen demokratischen Mitgliedsstaat in Gefahr zu bringen (Ambrosio 2008: 1342). 
 
 
6.  Dokumentenanalyse 
 
Wie eingangs erwähnt, möchte diese Arbeit zwei Fragen untersuchen. Einerseits, die 
Frage, ob es Regionalorganisationen gibt, welche das Ziel haben, autokratische Re-
gime zu stabilisieren. Und andererseits, die Frage, wie solche Regionalorganisationen 
funktionieren. Um diese Fragen beantworten zu können, wird auf eine Dokumenten-
analyse zurückgegriffen (Behnke et al. 2006: Kapitel 8). Die dafür verwendeten Doku-
mente wurden der offiziellen Website der SCO und von RATS entnommen. Die Ar-
beitssprachen der Organisation sind russisch und chinesisch, ein Teil der Dokumente 
ist jedoch auf Englisch verfügbar. Problematisch ist dabei wie bereits erwähnt, dass 
diese nicht vollständig sind. Einige englischsprachige Dokumente brechen beispiels-
weise mitten im Text ab. Da der Autor keine der beiden Arbeitssprachen der SCO be-
herrscht, bilden die englischen Dokumente dennoch den Analysegenstand dieser Ar-
beit. Die wesentlichen und zentralen Dokumente sind (vollständig) in englischer Spra-
che verfügbar. Ergänzt wird diese Analyse durch einige Sekundärquellen. Zunächst 
wird die Legitimierung staatlichen Handelns illustriert, danach die Legitimierung der 
Regime selbst. 
 
6.1 Staatliches Handeln: Die Anti-Terror-Konvention der SCO 
 
Ein wichtiges Dokument der SCO ist die Anti-Terror-Konvention aus dem Jahr 2001, 
sieht die SCO doch eine ihrer zentralen Aufgaben in der Bekämpfung von Separatis-
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mus, Terrorismus und Extremismus. Hierfür ist es zunächst interessant, die Definitio-
nen dieser drei Bedrohungen zu betrachten. 
Terrorismus wird hier definiert als: 
 
„ [...] any other act intended to cause death or serious bodily injury to a civilian, 
or any other person not taking an active part in the hostilities in a situation of 
armed conflict or to cause major damage to any material facility, as well as to 
organize, plan, aid and abet such act, when the purpose of such act, by its na-
ture or context, is to intimidate a population, violate public security or to compel 
public authorities or an international organization to do or to abstain from doing 
any act, and prosecuted in accordance with the national laws of the Parties [...]” 
(SCO 2001a). 
 
Die Hürde, eine Handlung als terroristisch bezeichnen zu können, ist hier sehr niedrig. 
Zunächst kann eigentlich jede Art von Körperverletzung oder Mord als terroristisch ein-
geordnet werden. Das gleiche gilt für Delikte im Bereich der Sachbeschädigung, wel-
che ebenfalls so gut wie gar nicht tatbestandlich eingeschränkt werden. Ziel eines ter-
roristischen Aktes muss es dabei sein, entweder Teile der Bevölkerung einzuschüch-
tern oder die öffentliche Sicherheit zu beeinträchtigen. Auch diese Merkmalsgebung 
stellt keine Einschränkung dar und bietet so die Möglichkeit seitens der Staatsgewalt 
als Handhabe zu willkürlichen Akten genutzt zu werden. Die strafbaren Handlungen 
werden zudem erweitert durch Delikte wie „Beihilfe“ oder „Unterstützung“ eines „terro-
ristischen“ Aktes, was ebenfalls sehr weit gefasste und nahezu beliebig interpretierbare 
Begriffe sind. Die Strafverfolgung wird dabei nicht vereinheitlicht, sondern dem jeweili-
gen Land überlassen und in keiner Form eingeschränkt. 
Separatismus wird definiert als: 
 
„[...] any act intended to violate territorial integrity of a State including by an-
nexation of any part of its territory or to disintegrate a State, committed in a vio-
lent manner, as well as planning and preparing, and abetting such act, and sub-
ject to criminal prosecuting in accordance with the national laws of the Parties 
[...]“ (SCO 2001a). 
 
Auch hier fällt auf, dass die jeweils verurteilten Handlungen sehr schwammig definiert 
sind. Eine Menschendemonstration beispielsweise, welche die Unabhängigkeit eines 
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Landesteils fordert und gewaltsam aufgelöst wird, kann ebenso unter dieser Definition 
subsumiert werden sowie unter die gegebene Definition des Terrorismus fallen. Auch 
die Planung einer solchen Demonstration würde bereits den Tatbestand erfüllen, könn-
te es später bei der Ausführung der Demonstration doch ebenfalls zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen kommen. 
Extremismus wird definiert als: 
 
„[...] an act aimed at seizing or keeping power through the use of violence or 
changing violently the constitutional regime of a State, as well as a violent en-
croachment upon public security, including organization, for the above pur-
poses, of illegal armed formations and participation in them, criminally prose-
cuted in conformity with the national laws of the Parties“ (SCO 2001a). 
 
An dieser Stelle sind die strafbaren Handlungen wohl am weitesten gefasst. Besonders 
die gewaltsame Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit ist hier bemerkenswert. In 
allen drei dargestellten Kategorien (Terrorismus, Separatismus und Extremismus) fällt 
zudem auf, welche besondere Bedeutung auf die staatliche Integrität gelegt wird. Wie 
die SCO dabei im konkreten Fall plant vorzugehen, wird bei der Bewertung der Nieder-
schlagung systemkritischer Proteste in Andijan, Usbekistan im Jahr 2005 deutlich (aus-
führlich Kendzior 2007). Westliche und oppositionelle Beobachter sind sich einig, dass 
es sich bei diesem Vorfall um ein Massaker an unbewaffneten, oppositionellen De-
monstranten handelt. Die SCO hingegen bezeichnete den Vorfall in einer Rede des 
damaligen Generalsekretärs als Ausdruck von Extremismus und als eine Bedrohung 
für die Stabilität der gesamten Region (Ambrosio 2008: 1333). Westliche Regierungen 
und Nicht-Regierungsorganisationen forderten eine unabhängige Untersuchung der 
Ereignisse. Dies wurde jedoch von der usbekischen Regierung zurückgewiesen. Allein 
Beobachter aus dem SCO-Mitglied Russland wurden zugelassen (Gleason 2006: 50). 
Großer Wert wird auch der Bestrafung entsprechender Handlungen beigemessen:  
 
„The Parties shall take such measures as can prove necessary, including, as 
appropriate, in the field of their domestic legislation, in order to ensure that in no 
circumstances acts referred to in Article 1 (1) of this Convention should be sub-
ject to acquittal based upon exclusively political, philosophical, ideological, ra-
cial, ethnic, religious or any other similar considerations and that they should 
entail punishment proportionate to their gravity“ (SCO 2001a). 
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Die SCO setzt diese Maßnahmen dabei in einen globalen Zusammenhang:  
 
„[...] aware of the fact that terrorism, separatism and extremism constitute a 
threat to international peace and security, the promotion of friendly relations 
among States as well as to the enjoyment of fundamental human rights and 
freedoms [...]“ (SCO 2001a). 
 
Die Bestrafung von tatbestandlich sehr weit gefassten Taten wird aus dem rein natio-
nalen Kontext enthoben. Besonders betont wird die gebotene Kooperation. Ein konse-
quentes Handeln sei nicht nur durch nationale Gesetze erforderlich, sondern müsse 
auch im internationalen Zusammenhang geboten sein. Die Erwähnung von Menschen- 
und Freiheitsrechten soll dem Handeln der Mitgliedsstaaten und ihrer Sicherheitsbe-
hörden zudem eine weitere Legitimation geben. Dabei erinnert das Zitat sehr stark an 
die Aussagen aus einem vergleichbaren Dokument der EU. Diese bezeichnet Terro-
rismus ebenfalls als internationale Bedrohung und Gefahr für Menschen- und Freiheits-
rechte:  
 
„Terrorism is a threat to all States and to all peoples. It poses a serious threat to 
our security, to the values of our democratic societies and to the rights and 
freedoms of our citizens, especially through the indiscriminate targeting of inno-
cent people“ (EU 2005). 
 
Die drei Bedrohungen (Terrorismus, Separatismus und Extremismus) werden   über-
haupt erst als Bedrohung für die Sicherheit und Ordnung und somit als 
bekämpfenswert eingestuft. Das Vorgehen gegen entsprechende „Täter“ wird in einen 
sicherheitsrelevanten Kontext erhoben und erfährt dadurch auch auf nationaler Ebene 
Legitimation (Acharya 2006; Caballero-Anthony/Emmers 2006). Terrorismus und ähnli-
che Bedrohungen werden durch den Staat als existenziell definiert. Damit wird schließ-
lich repressives Verhalten durch Behörden begründet und legitimiert (Fumagalli 2007: 
255). Die SCO und EU beschreiben hier ähnliche Bedrohungsszenarien. Die SCO 
bleibt dabei jedoch so vage, dass auch jegliche autoritäre Maßnahmen ihrer Mitglieds-
staaten gerechtfertigt werden.  
Dieser kurze Abschnitt hat dargelegt, wie die SCO und ihre Mitgliedsstaaten nationales 
Handeln legitimieren, indem sie es in einen globalen Zusammenhang erheben und 
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diesen außerdem mit Hinweis auf den Schutz von Menschen- und Freiheitsrechten 
weiter begründen. Hierzu kommt, dass der Terrorismus und seine Bekämpfung sehr 
deutlich die inneren Spannungen und Widersprüche zeigen, mit denen sich liberale 
und demokratische Staaten konfrontiert sehen. So ergreifen auch demokratische Staa-
ten wie die USA Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus, welche Menschen-
rechte verletzen. Gleichfalls liefert der internationale Terror autoritären Regimen ein 
Argument, nicht zu viel Freiheit innerhalb ihrer Staaten zuzulassen, da dies den explizit 
illiberalen Terrorismus und Instabilität begünstigen könne (Buzan 2006). 
Der Kampf gegen den Terrorismus wurde im Jahr 2009 erneut in einer offiziellen Stel-
lungnahme der SCO-Mitglieder und Afghanistans als sehr wichtige Aufgabe der SCO 
wie auch der internationalen Gemeinschaft bestätigt. Dies geschah in Hinblick auf den 
Umgang mit Afghanistan: 
 
„Supporting the efforts of the Afghan Government [...] aimed at ensuring social 
and economic development, building democratic institutions, strengthening op-
erational capability of the Afghan national army and police and enhancing the 
effectiveness of law enforcement bodies […] Stressing the importance of main-
taining the leading role of the United Nations [...]“ (SCO 2009). 
 
In dieser Stellungnahme wird den Vereinten Nationen (UN) als einzige wirklich demo-
kratische internationale Organisation eine Führungsrolle zugeschrieben. Zudem wird 
die Wichtigkeit demokratischer Institutionen in Afghanistan erwähnt. 
 
6.2 Staatliches Handeln: Die SCO und andere internationale  
 Organisationen 
 
Ein weiteres Instrument der Legitimierung der SCO, ihrer Mitgliedsstaaten und ihres 
Handelns sind Abkommen, welche die SCO mit anderen internationalen und regiona-
len Organisationen schließt. So verfügt die SCO zum Beispiel über einen Beobachter-
status in der Generalversammlung der UN. Aus der Rede des damaligen Generalsek-
retärs der SCO vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen im Jahr 2005 
lässt sich ebenfalls herauslesen, welchen Wert die SCO auf internationale Legitimie-
rung legt: 
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„The SCO […] combats forces of terrorism, separatism and extremism; protects 
peace, security and stability in the region; promotes the creation of democratic, 
just and rational international political and economic order. Internally, the SCO 
is guided by the Spirit of Shanghai, based upon 'mutual trust, mutual benefit, 
equality, mutual consultations, respect for diversity of cultures and aspiration for 
joint development'[...]“ (UN 2005). 
 
Drei Dinge sind hier zu erkennen. Zunächst findet auch hier wieder der Versuch statt, 
das Vorgehen der Mitgliedsstaaten der SCO im Bereich des Terrorismus zu legitimie-
ren. Außerdem wird erneut das Grundprinzip der Nichteinmischung stark betont. Wei-
terhin wird ein Aspekt angesprochen, der in zahlreichen Dokumenten und Verlautba-
rungen der SCO immer wieder hervorgehoben und unter anderem auch von China 
gefordert wird: eine Neuordnung des internationalen Systems und besonders der Or-
ganisationen, in denen relevante Entscheidungen getroffen werden (u.a. Beeson/Bell 
2009; Chin/Helleiner 2008). Interessant ist dabei, dass nicht nur eine Reform dieser 
Organisationen und Entscheidungsorgane gefordert wird, sondern dass das Ziel ist, 
diese „demokratisch“ zu gestalten. Durch diese Formulierung wird einem durch westli-
che Industriestaaten dominierten internationalen System der demokratische Charakter 
abgesprochen, und das von einem Vertreter eigentlich hochgradig autoritär organisier-
ter Staaten. Dies zeigt, wie die SCO-Mitglieder versuchen, die strukturellen Gegeben-
heiten des internationalen Systems in Frage zu stellen. Das internationale System ist 
aus dieser Sicht zu sehr auf den Hegemon ausgerichtet und von unilateralem Vorge-
hen dominiert. In einem weiteren Dokument bezeichnen die Regierungschefs der Mit-
glieder der SCO ein multilaterales Vorgehen im internationalen Kontext als einzige 
Möglichkeit, den Herausforderungen der Zukunft zu begegnen: 
 
„The fast evolving process of globalisation adds to the interdependence of 
states, as a result their security and development become interconnected. 
Modern challenges and threats can be effectively counteracted through con-
certed efforts of the international community on the basis of agreed principles 
and in the framework of multilateral mechanisms. Unilateral action cannot re-
solve the existing problems. [...] Cooperation in counteracting new challenges 
and threats must be conducted in a consistent manner, without resorting to 
double standards, in strict observance of norms of the international law“ (SCO 
2007). 
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Besonders China forderte in der Vergangenheit wiederholt ein konsensuales und multi-
laterales Vorgehen auf internationaler Ebene. In dieser Forderung verbarg sich das 
Ansinnen, zukünftig eine wichtigere Rolle in einem multipolaren internationalen System 
zu spielen (Foot 2006; Li 2011; Sohn 2011). Und auch hier findet sich die Betonung 
nationalstaatlicher Souveränität und territorialer Integrität wieder: 
 
„The SCO member states advocate creation of a security structure on the basis 
of generally accepted norms of the international law that will: […] guarantee the 
right of every state to choose independently its way of development based on 
its unique historical experience and national features, to protect its state integ-
rity and national dignity, to participate equally in international affairs […]“ (SCO 
2007). 
 
Zuletzt wurde die Zusammenarbeit mit der SCO in zwei Ansprachen von UN-
Generalsekretär Ban Ki-moon positiv erwähnt (UN 2010; UN 2011). Auch wenn dies 
natürlich den streng diplomatischen Formulierungen der UN entspricht, so zeigt dies 
doch immerhin eine gewisse Anerkennung der SCO durch die Vereinten Nationen im 
gemeinsamen Krieg gegen den Terror. Auch in Bezug auf ihr Eingreifen in Kirgisistan 
erfährt die SCO internationale Anerkennung und Legitimierung:  
 
„The provision of relevant assistance to Kyrgyzstan is another area where we 
can work together, and I welcome the commitment of the SCO to the stability 
and security of the country and the well-being of the Kyrgyz people“ (UN 2010). 
 
Auch hier erhalten die SCO und ihre Mitgliedsstaaten internationale Anerkennung und 
Legitimierung. 
Die Beziehungen der SCO zu den Vereinten Nationen sind sicherlich die engsten im 
Vergleich mit Verbindungen zu anderen internationalen und regionalen Organisationen. 
Außerdem kooperiert die SCO mit folgenden Organisationen: dem Verband Südostasi-
atischer Nationen (ASEAN), der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSCE), und der EU (ASEAN 2005; SCO 2008). Die Stellungnahme der SCO 
über die Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen aus dem Jahr 
2008 ist die aktuellste, welche auf der Homepage der SCO in englischer Sprache ver-
fügbar ist. Da die Verbindungen mit der UN am engsten und die Legitimierung der SCO 
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und ihrer Mitglieder hier am besten herauszuarbeiten ist, wurde auf diese Zusammen-
arbeit am detailliertesten eingegangen. Der Vollständigkeit halber sollte auch noch die 
Kooperation speziell Chinas mit ASEAN erwähnt werden. Diese ist ebenfalls im Be-
reich nicht-traditioneller Sicherheit angesiedelt und durch die Betonung der staatlichen 
Souveränität und geteilter Werte und Normen geprägt (Arase 2010). 
 
6.3  Autoritäre Regime: Beschreibung der nationalen  
 Regierungssysteme 
 
Die Beschreibung der nationalen Regierungssysteme der Mitgliedsstaaten durch die 
SCO zeigt, dass die SCO hier eigene Standards anwendet. Ein gravierender Unter-
schied ist zu erkennen, wenn diese den Beschreibungen durch Freedom House ge-
genübergestellt werden. Wie bereits erwähnt verfügt zum Beispiel Weißrussland über 
den Status eines Dialogpartners. Auch wenn es somit kein ordentliches Mitglied der 
SCO ist, ist es dennoch interessant an diesem Beispiel aufzuzeigen, wie die Legitimie-
rung autokratischer Regime in den offiziellen Verlautbarungen der SCO stattfindet. 
Nach dem Index von Freedom House erhält Weißrussland eine Punktzahl von 6,68 
(2012) und ist damit sehr nah an der schlechtest möglichen Punktzahl von 7 platziert. 
Dementsprechend lautet die detaillierte Beschreibung des weißrussischen Staates: 
 
„Belarus is a consolidated autocratic regime […] Political repression of civil so-
ciety and the opposition continued to intensify in the aftermath of the 19 De-
cember 2010 presidential elections. […] Elections in Belarus are largely an ad-
ministrative formality, conducted to validate the selection of progovernment 
candidates. […] Throughout 2011, the regime continued its intimidation of the 
opposition through harassment and arrest of journalists and prominent activists 
[...]“ (Freedom House 2012a). 
 
Demgegenüber zeichnet die SCO ein deutlich positiveres Bild des weißrussischen Re-
gierungssystems: 
 
“Belarus is a unitary, democratic, social, law-governed state. State power in the 
Republic of Belarus is exercised by its division into legislative, executive and ju-
dicial branches. President of the Republic of Belarus is the Head of State. [...] 
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All citizens exercise local government and self-government through local Coun-
cils of Deputies, executive and administrative authorities, bodies of territorial 
and civil self-government, local referendums, meetings and other forms of direct 
participation in state and public affairs” (SCO 2011c). 
 
Hier ist also eine fundamental unterschiedliche Interpretation der politischen Verhält-
nisse in diesem Land zu erkennen. Dieses Vorgehen lässt sich auch an anderer Stelle 
beobachten. So zum Beispiel, wenn der damalige russische Premierminister Wladimir 
Putin einen chinesischen Friedenspreis erhält, den die chinesische Regierung als Ge-
genentwurf zum norwegischen Friedensnobelpreis im Jahr 2010 gestiftet hat. In der 
Laudatio für Wladimir Putin wurde explizit erwähnt, dass er diesen vor allem für seine 
Kriegsführung in Tschetschenien erhält, welche in westlichen Medien und von westli-
chen Organisationen und Regierungen eher kritisch betrachtet wurde (Wong 2011; 
Wysling 2011). 
 
6.4 Autoritäre Regime: Wahlbeobachtermissionen 
 
Eine weitere Legitimationsstrategie der autokratischen Regime in der SCO ist das Ein-
setzen von Beobachtermissionen bei Wahlen in einem ihrer Mitgliedsländer. Auch hier 
wird ein Gegendiskursgegenüber anderen internationalen Organisationen 
führt/eröffnet. Die Aufgabe von Beobachter-Mission ist es, Wahlen in Ländern auf be-
stimmte Kriterien hin zu überprüfen. Die OSCE, die auch in Zentralasien schon zahlrei-
che Beobachtermissionen vorgenommen hat (Warkotsch 2007), wendet unter anderem 
folgende Kriterien an: Regelmäßigkeit der Wahl, Transparenz der Wahl, Wahrung der 
zu einer Wahl gehörenden Freiheitsrechte wie zum Beispiel Meinungsfreiheit, Ver-
sammlungsfreiheit und Freiheit von Einschüchterung und Gleichheit der Wahl (OSCE 
2010). Beobachtermissionen bei Wahlen bedeuten immer einen gewissen Eingriff in 
die Souveränität des beobachteten Staates (Santa-Cruz 2005). Um zu illustrieren, wie 
die SCO auch hier legitimierend vorgeht, werden die Beobachtermissionen von OSCE 
und der SCO bei der Präsidentschaftswahl in Russland und bei der Parlamentswahl in 
Kasachstan verglichen. Beide Wahlen fanden Anfang des Jahres 2012 statt. Ergänzt 
werden diese Berichte durch die Einschätzungen von Freedom House, um zu zeigen, 
dass die SCO nicht nur von der OSCE abweicht.  
Freedom House bewertet darüber hinaus die Freiheit vergangener Wahlverfahren im 
jeweiligen Land. Russland erhält in diesem Unterpunkt seine schlechteste Bewertung 
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von 6,75 was sehr nah an der Maximalpunktzahl von 7liegt. Die Wertung wird 
folgendermaßen begründet: 
 
“The State Duma elections were neither free nor fair, as foreign and domestic 
observers pointed out. Only seven parties had permission to compete, and the 
incumbent forces used the advantages of office to promote their candidates, 
tipping the field strongly in their favor. [...] While the ruling United Russia party 
failed to clear the 50 percent barrier in the officially reported popular vote, it was 
widely assumed that even this result was inflated” (Freedom House 2012a). 
 
Zuletzt fand im März 2012 die russische Präsidentschaftswahl statt. Für diese Wahl 
gab es eine Beobachtermission der OSCE wie auch der SCO. An dieser Stelle sollen 
daher die Berichte der beiden Organisationen verglichen werden. Hinsichtlich der ver-
schiedenen Präsidentschaftskandidaten kommt die OSCE zu dem Ergebnis, dass ein-
zelne Kandidaten   bevorteilt wurden: 
 
„Although all contestants were able to campaign unhindered, the conditions for 
the campaign were found to be skewed in favour of one candidate. While all 
candidates had access to media, one candidate, the then Prime Minister, was 
given clear advantage in the coverage. State resources were also mobilized in 
his support. […] Contrary to the legal requirements, the broadcast media did not 
provide balanced coverage of all candidates“ (OSCE 2012a). 
 
Zudem kommt die OSCE zu dem Ergebnis, dass staatliche und administrative Organi-
sationen genutzt wurden, um die Wahl zugunsten des Präsidentschaftskandidaten, 
damaliger Premierminister und Wahlsieger, Wladimir Putin zu beeinflussen: 
 
“There was an evident mobilization of individuals and administrative resources 
in support of Mr. Putin’s campaign, which was observed by the OSCE/ODIHR 
EOM. In several regions, participants in campaign events reported that they had 
been ordered to take part by their superiors. Various levels of public institutions 
instructed their subordinate structures to organize and facilitate Mr. Putin’s 
campaign events. Local authorities also used official communication, such as 
their institutional websites or newspapers, to facilitate Mr. Putin’s campaign” 
(OSCE 2012a). 
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Zuletzt beobachteten die Mitarbeiter der OSCE auch Unregelmäßigkeiten im Auszäh-
lungsprozess der Wahl: 
 
“On election day, voting was assessed positively overall; however, procedural 
irregularities were observed. The process deteriorated clearly during the count, 
which was assessed negatively in nearly one-third of polling stations observed 
due to procedural irregularities” (OSCE 2012a). 
 
Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die OSCE-Beobachter in allen ent-
scheidenden Stufen des Wahlverfahrens Defizite feststellten und dies auch entspre-
chend kommunizierten. Die Berichterstattung (westlicher) Medien über die Präsident-
schaftswahl war ebenfalls von negativer Kritik geprägt.  
Demgegenüber steht der Report, den die Beobachtermission der SCO angefertigt hat. 
Dieser wurde am 6. März 2012 veröffentlicht. In Bezug auf die Gleichheit zwischen den 
unterschiedlichen Präsidentschaftskandidaten kommt die SCO zu einem gegenteiligem 
Ergebnis als die OSCE. Die SCO kann in ihrer Mission keinerlei Bevorteilung oder Be-
nachteiligung einzelner Kandidaten erkennen: 
 
„The Central Election Commission of the Russian Federation registered a list of 
five candidates for the President of the Russian Federation from 4 political par-
ties and one self-nominated candidate, which proves the presence of an oppor-
tunity for the country’s citizens to make a conscious and free choice in a democ-
ratic environment. Members of the Mission familiarised themselves with the ac-
tivity of the candidates running for the President of the Russian Federation. The 
candidates were provided with equal conditions for conducting the pre-election 
campaign which represented an important element of democratic election“ 
(SCO 2012b). 
 
Die Beobachtermission, welche wie die OSCE auch den Ablauf und Umfang der Missi-
on selbst beurteilt, kommt zu dem Schluss, dass die Präsidentschaftswahl in Russland 
nicht zu beanstanden sei: 
 
„The Mission believes that the election of the President of the Russian Federa-
tion at the polling stations observed by the Mission was free, transparent and 
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fair, and conducted in accordance with the requirements of the national election 
legislation of the Russian Federation and its international obligations, which 
makes it democratic and legitimate“ (SCO 2012b). 
 
Hier wird die Legitimität der Wahl sogar explizit erwähnt und anschließend bestätigt. 
Dieses Beispiel zeigt wieder sehr deutlich, wie die SCO autoritäre Regime ihrer Mit-
gliedsstaaten legitimiert und eine Gegenöffentlichkeit zu den westlichen Medien und 
internationalen Organisationen aufbaut. Ein ähnliches Vorgehen war auch in Bezug auf 
die Parlamentswahlen in Kasachstan im Januar 2012 zu beobachten. Freedom House 
bewertet die Wahlfreiheit ebenso negativ wie in Russland mit 6,75: 
 
„Presidential elections were held in April 2011, 20 months ahead of schedule. 
As usual, the media and the entire political and administrative apparatus were 
unified in depicting Nazarbayev as the only guarantor of peaceful prosperity and 
portrayed rival candidates as losers or threats to the country’s economic stabil-
ity. According to the Central Electoral Commission, Nazarbaev obtained 95.5 
percent of the vote, breaking his 2005 record of 90.5 percent“ (Freedom House 
2012a). 
 
Die OSCE stellte ebenfalls Unregelmäßigkeiten und Probleme bei dieser Wahl fest. 
Der wesentliche Satz zur Bewertung der Wahl aus Sicht der OSCE lautet: 
 
„[...]the 15 January early parliamentary elections [...] did not meet fundamental 
principles of democratic elections“ (OSCE 2012b). 
 
Die SCO hingegen kommt, wie auch in Russland, zu einem konträren Ergebnis und 
bewertet die Wahl insgesamt positiv. Diese sei, abgesehen von einigen unwesentli-
chen technischen Problemen, einwandfrei abgelaufen: 
 
„The Mission notes that the relevant legal base provides the necessary condi-
tions for participants of the election process, ensures the right and the opportu-
nity to vote or not to vote, to be elected or to elect on a fair basis through uni-
versal and equal expression of the voters’ will by secret ballot. The political [...] 
were provided with equal conditions for conducting the pre-election campaign 
which represented an important element of democratic election“ (SCO 2012a). 
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Die SCO hat auch hier Details veröffentlicht, welche belegen sollen, dass das Urteil der 
Beobachtermission objektiv und fundiert ist: 
 
„In order to make an objective assessment of the voting procedure and ballot 
counting, in accordance with the national legislation of the Republic of Kazakh-
stan and its international agreements, the Mission inspected 6 precinct election 
commissions located in the city of Astana“ (SCO 2012a). 
 
In beiden Fällen also bewertet die westlich geprägte internationale Organisation die 
untersuchten Wahlverfahren sehr negativ. Dem gegenüber steht eine gegenteilige, 
positive Bewertung durch die SCO. Hierdurch erhalten die jeweiligen Wahlen eine ei-
gene, überprüfte Legitimation, welche der nicht erteilten Legitimation durch andere 
Organisationen entgegensteht. Diese Legitimierung kann teilweise auch auf nationaler 




Die SCO besitzt Legitimierungsstrategien und -mechanismen auf mehreren Ebenen. 
Diese lassen sich nach den bisherigen Erkenntnissen in zwei unterschiedliche Katego-
rien aufteilen. Einerseits die Legitimierung staatlichen Handelns, andererseits die Legi-
timierung der Regime selbst. 
Die Legitimierung staatlichen Handelns konnte in erster Linie im Rahmen der Terroris-
musbekämpfung beobachtet werden. Auch diese Legitimierung funktioniert in zwei 
Richtungen. Auf der einen Seite werden Terrorismus, Separatismus und Extremismus 
als Gefahr für Staat und Bevölkerung definiert, die ein internationales Ausmaß an-
nimmt. Somit wird auch ein Menschenrechte verletzendes Vorgehen gegen diese Be-
drohung legitimiert und als notwendig definiert. Auf der anderen Seite dient der interna-
tionale Kontext auch dazu, das staatliche Handeln in diesem Bereich gegenüber der 
internationalen Gemeinschaft zu legitimieren. Man befindet sich in einem gemeinsa-
men Kampf. Die Anerkennung als Partner in diesem gemeinsamen Kampf durch zahl-
reiche internationale Organisationen und andere Staaten sorgt für eine weitere Legiti-
mationsbasis. 
Die Legitimierung der Regime selbst funktioniert ebenfalls auf nationaler und internati-
onaler Ebene. Hier werden die Staatsstrukturen allerdings weniger in einen globalen 
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Kontext eingeordnet. Vielmehr bilden die SCO und ihre Mitgliedsstaaten eine Gegenöf-
fentlichkeit zu jener der westlichen Staaten. Auf nationaler Ebene funktioniert dies, in-
dem gegenteilige Behauptungen aufgestellt werden, was besonders im Zusammen-
hang mit den Wahlbeobachtermissionen zu erkennen ist. Auf internationaler Ebene 
wird außerdem die Struktur des internationalen Systems und der Organisationen, die in 
diesem System Entscheidungen treffen, kritisiert. Das System wird als undemokratisch 
gebrandmarkt und erhebt die autoritären Staaten Zentralasiens auf diese Weise sogar 
in den Status eines Förderers internationaler Demokratie. Dass einzelne Mitgliedsstaa-
ten der SCO durch dieses Vorgehen zusätzliches Selbstbewusstsein auf internationa-
ler Ebene erlangten, äußerte sich beispielsweise als die usbekische Regierung ameri-
kanische Truppen im Jahr 2005 des Landes verwies und sich in der Sicherheitspolitik 





Diese hier vorgenommene Analyse hat gezeigt, dass und wie autoritäre Regime in der 
Lage sind, eine regionale Organisation wie die SCO zu nutzen, um sich und ihr Han-
deln auf nationaler und internationaler Ebene zu legitimieren. Auch die Aktivitäten nur 
schwach institutionalisierter Regionalorganisationen sind im internationalen Kontext 
von Relevanz. Dies macht deutlich, dass nicht nur die wissenschaftliche Betrachtung 
der EU und anderer, ähnlich „starker regionaler“ Organisationen sinnvoll sein kann. 
Auch abseits der bekannten Fallbeispiele gibt es Möglichkeiten, zu relevanten und 
verwertbaren Ergebnissen zu kommen. Zudem nicht absehbar ist, welchen Schaden 
die Rolle der EU als weltweites Vorbild für regionale Integration durch die Finanzkrise 
und Staatsschuldenkrise sowie die dadurch offenbarten institutionellen Schwächen 
genommen hat. Die Regionalismusdebatte hat und wird sich angesichts dieser Ent-
wicklungen noch weiter vom alten Vorbild EU emanzipieren. Regionale Organisationen 
unterliegen je nach Region unterschiedlichen Beschränkungen und bieten unterschied-
liche Möglichkeiten (z.B. Riggirozzi 2012). Es hat sich auch im Rahmen dieser Arbeit 
gezeigt, dass regionale Organisationen keinem Modell folgen, sondern, wie auch in der 
Debatte um den neuen Regionalismus immer wieder erörtert, die unterschiedlichsten 
Ausprägungen annehmen können. Diese systematisch untersuchen und einordnen zu 
können, wird eine bleibende Aufgabe dieses Forschungszweiges sein.  
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Die theoretischen Annahmen, die dieser Arbeit zugrunde liegen, erwiesen sich dabei 
als plausibel. Die Mitglieder der SCO haben es geschafft, ihre Regime zu stabilisieren. 
Ob dies unmittelbar auf die Legitimierungsstrategien der SCO zurückgeführt werden 
kann, bleibt unklar. Es erscheint jedoch plausibel, dass diese Strategien einen Beitrag 
zu der genannten Herrschaftsstabilisierung auf nationaler Ebene geleistet haben. Wei-
terhin haben es die SCO und ihre Mitglieder auch auf internationaler Ebene geschafft, 
Anerkennung zu erfahren und die Demokratisierungsbemühungen, besonders der EU, 
erfolgreich abzuwehren. Und auch die USA sind mit ihren Bemühungen zur Demokrati-
sierung der ehemaligen Sowjetunion gescheitert, was nicht zuletzt auch auf unter-
schiedlichen Interpretationen von Demokratie zurückzuführen ist (Bosin 2012). Wie 
nachhaltig dieser Erfolg ist, wird sich zeigen. Der Aufstieg Chinas und die hier be-
schriebene Verbreitung autoritärer Normen ist in jedem Fall eine Herausforderung für 
den seit dem Ende des Kalten Krieges in weiten Teilen der Welt herrschenden Werte-
Konsens. Diese Herausforderung hat dabei durchaus das Potential, sich zu einem glo-
balen Konflikt auszuweiten. Besonders, wie sich jüngst zeigte, da es in Asien immer 
noch zahlreiche ungelöste territoriale Konflikte mit möglicherweise weitreichenden 
sicherheitspolitischen Implikationen bestehen (Drezner 2012). 
Diese Arbeit kann nur der Ausgangspunkt für eine eingehendere Auseinandersetzung 
mit regionalen Organisationen autokratischer Staaten sein. Der hier dargestellte theo-
retische Ansatz ist beispielsweise nicht in der Lage, Veränderungen und Dynamiken zu 
erklären. Zwar wurde gezeigt, wie und mit welchen Mechanismen sich autoritäre Re-
gime Legitimität und Herrschaftsstabilität verschaffen. Allerdings konnte am Fallbeispiel 
der SCO auch tatsächlich nur Stabilität untersucht werden. Was eine Veränderung des 
Regierungssystems oder eine Revolution innerhalb eines Mitgliedslandes für eine sol-
che regionale Organisation bedeuteten würde, könnte ein nächster Untersuchungs-
schritt/Forschungsschwerpunkt sein. Hierfür käme beispielsweise ASEAN in Frage, 
eine Regionalorganisation mit großer Dynamik innerhalb der Mitgliedsstaaten, wie zu-
letzt am Beispiel der Veränderungen und Reformen in Myanmar und seinem Verhältnis 
zu ASEAN beobachtet werden konnte (Acharya 2003; Katanyuu 2006). Innerhalb von 
ASEAN herrscht dabei bisher ebenfalls das Grundprinzip der Nicht-Intervention vor 
(Sharpe 2003). Besonders im Falle der SCO hätte eine mit Myanmar vergleichbare 
Demokratisierung eines oder mehrerer Mitgliedsstaaten wahrscheinliche weitreichende 
Implikationen. Konfligierende Auffassungen über die richtige Staatsform könnte diese 
junge „regionale Gemeinschaft“ schnell wieder auseinander bringen (Ayoob 1999: 
258). 
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Im Rahmen dieser Forschungsarbeit konnte nicht untersucht werden, warum die SCO 
ausgerechnet im Jahr 2001 gegründet wurde. Es bleibt die Frage, ob die Gründungs-
mitglieder dieser Organisation zu diesem Zeitpunkt einen besonderen Bedarf an Legi-
timität sahen oder ob sich die SCO erst im Laufe der Zeit zu einer legitimierenden Re-
gionalorganisation wandelte. Ein weiterer Schritt wäre hier, die legitimierenden Prakti-
ken der SCO systematisch und über einen längeren Zeitraum darzustellen und zu ver-
gleichen. 
Die Demokratisierung durch Regionalorganisationen scheint ausreichend untersucht 
worden zu sein. Diese Arbeit hat gezeigt, dass es auch lohnenswert sein kann zu be-
obachten, wie sich autokratische Systeme in regionalen oder internationalen  
Man kann zu dem Schluss kommen, die Demokratie befinde sich auf dem Rückzug 
und autoritäre Regime erlangen neues Selbstbewusstsein auf regionaler und internati-
onaler Ebene (Gershman/Allen 2006). In jedem Falle erhöht der Erfolg einer Regional-
organisation Organisationen verhalten und wie sie diese zur Stabilisierung ihrer Herr-
schaft nutzen. Ein Beispiel für eine weitere, rein autokratische, Regionalorganisation ist 
der Golf-Kooperationsrat (Legrenzi 2011). Auch diese Regionalorganisation besitzt 
keine supranationalen Kompetenzen und auch hier lassen sich legitimierende Prakti-
ken erkennen (Haimerl 2013).wie der SCO den Druck auf die USA und die EU, eine 
Öffnung und Reform des internationalen Systems voranzutreiben. Der Erfolg dieser 
Reformen kann entscheidend dafür sein, ob und wie autoritären Tendenzen in Regio-
nen wie Zentralasien auf internationaler Ebene entgegengewirkt werden kann 
(Ikenberry/Slaughter 2007).  
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